
 

 
 

Vorwort 

 

 
Dieses Buch ist aus einer Erfahrung heraus entstanden, die viele Menschen 
in der öffentlichen Verwaltung kennen dürften: Man betreut Förderprogramme, 
prüft Verwendungsnachweise, erlässt Bescheide — und bemerkt mit der Zeit, 
dass sich hinter all diesen alltäglichen Vorgängen ein rechtliches Gefüge ver-
birgt, das selten systematisch vermittelt wird. Dieses Buch möchte diese Lü-
cke schließen. 

Es richtet sich an Menschen, die im Zuwendungsrecht tätig sind, ohne zwin-
gend eine juristische Ausbildung absolviert zu haben: Sachbearbeiterinnen 
und Sachbearbeiter in Bewilligungsbehörden, Projektverantwortliche in Trä-
gervereinen, Mitarbeitende in Zwischengeschalteten Stellen oder schlicht alle, 
die mit der Beantragung, Bewilligung oder Abrechnung von Fördermitteln in 
Berührung kommen. 

Das Zuwendungsrecht ist in der täglichen Praxis sehr konkret — und doch ruht 
es auf einem allgemeinverwaltungsrechtlichen Fundament, das ohne ein 
Grundverständnis schnell zur Quelle von Unsicherheit wird. Warum darf eine 
Behörde einen bereits erlassenen Bescheid wieder zurücknehmen? Welche 
Bedeutung hat die Bestandskraft eines Verwaltungsakts? Was unterscheidet 
eine Auflage von einer Bedingung? Solche Fragen tauchen in der Praxis täg-
lich auf — dieses Buch gibt darauf verständliche, normbasierte Antworten. 

Die Darstellung folgt bewusst einem didaktischen Ansatz: Zunächst werden 
die allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grundlagen erläutert, anschließend 
wird jeweils der Bezug zum Zuwendungsrecht hergestellt. Zahlreiche Bei-
spiele veranschaulichen, wie abstrakte Rechtsnormen im Förderalltag wirken. 
Die verwendeten Beispiele entstammen der Beratungspraxis und dem eige-
nen Verwaltungshandeln — sie sind bewusst so gewählt, dass sie typische 
Konstellationen widerspiegeln, ohne auf Einzelfälle abzustellen. 

Rechtliche Vollständigkeit ist nicht das Ziel dieses Buches. Es ist kein Kom-
mentar und kein Handbuch für Juristen. Es ist ein Arbeitsbuch für die Praxis 
— geschrieben in der Überzeugung, dass ein solides Grundverständnis des 
allgemeinen Verwaltungsrechts die Qualität der Zuwendungsarbeit spürbar 
verbessert und gleichzeitig die Rechtssicherheit für alle Beteiligten erhöht. 



 

 
 

Bitte beachten Sie auch den kurzen Leitfaden zum Lernen und Arbeiten 
mit diesem Buch auf Seite XV. 

Ich wünsche Ihnen eine aufschlussreiche Lektüre und vor allem: mehr Sicher-
heit im täglichen Umgang mit dem Verwaltungsrecht. 

 
Sven Gumpert 
Februar 2026 
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Einleitung 
 

Das Zuwendungsrecht als Praxisfeld des Verwaltungs-
rechts 
Das Verwaltungsrecht ist kein Selbstzweck. Es ist das rechtliche Regelwerk, 
das das Verhältnis zwischen dem Staat und den Bürgerinnen und Bürgern, 
zwischen Behörden und Organisationen ordnet.  

Im Zuwendungsrecht — also im Bereich staatlicher Förderungen, Subventio-
nen und Finanzhilfen — tritt dieses Regelwerk besonders deutlich hervor: Hier 
bewilligen Behörden Mittel, setzen Bedingungen, prüfen Verwendungen, neh-
men Bescheide zurück oder fordern ausgezahlte Gelder zurück. Jeder dieser 
Schritte vollzieht sich auf verwaltungsrechtlicher Grundlage. 

Hintergrund, warum das Verwaltungsrecht im zuwendungsrechtlichen Kontext 
so eine große Bedeutung hat, liegt daran, dass das Haushaltsrecht, also die 
Vorschriften welche Grundlage der Zuwendungsgewährung sind, selbst keine 
eigenen Vorschriften zum Verwaltungsverfahren haben bzw. die wenigen die 
es gibt keine Außenwirkung entfalten, also im Zuwendungsrechtlichen han-
deln nur intern binden sind aber eben nicht für die Antragstellenden bzw. Zu-
wendungsempfangenden.  

Wer sich im Bereich der Zuwendungswährung bewegt, begegnet tagtäglich 
Begriffen wie Verwaltungsakt, Nebenbestimmung, Ermessen oder Bestands-
kraft. Das Grundverständnis dieser Begriffe ist keine akademische Übung — 
es entscheidet darüber, ob ein Bescheid rechtssicher erlassen wird, ob ein 
Widerruf standhält oder ob eine Rückforderung einer gerichtlichen Prüfung 
standhält. 

Ziel und Zielgruppe 
Dieses Buch verfolgt ein klares Ziel: Es soll Praktikerinnen und Praktikern im 
Zuwendungsrecht einen systematischen Zugang zum allgemeinen Verwal-
tungsrecht ermöglichen, ohne juristische Vorkenntnisse vorauszusetzen. Die 
Darstellung setzt auf Verständlichkeit, ohne auf Genauigkeit zu verzichten. 
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Die Zielgruppe umfasst insbesondere: 

– Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter in Bewilligungsbehörden auf 
Bundes- und Landesebene, 

– Mitarbeitende bei Projektträgern, Wohlfahrtsverbänden, Vereinen und 
gemeinnützigen Organisationen, 

– Fördermittelberaterinnen und -berater sowie Zwischengeschaltete 
Stellen, 

– alle, die sich im Rahmen einer beruflichen Qualifizierung mit Verwal-
tungsrecht und Förderrecht befassen. 
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Tipps für die Arbeit mit diesem Buch  ▶ Lesen Sie zunächst das Vorwort und Kapitel 1 
 ▶ Steigen Sie bei Bedarf direkt in ein Themenkapitel ein 
 ▶ Nutzen Sie die Prüfungsschemata im Anhang 
 ▶ Bei Fragen aus dem Tagesgeschäft: direkt ins FAQ 
 ▶ Rechtliche Vollständigkeit ist nicht das Ziel – wohl aber ein  
    solides Grundverständnis für die Praxis. 

Leitfaden zum Lernen und Arbeiten mit dem Buch 
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Empfohlener Lernweg pro Kapitel 
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Testen 
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Vertiefen 
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weise & FAQ 
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Nützliche Materialien im Buch 
 
Wiederho-
lungsfragen 

Am Ende jedes Kapitels – zur sofortigen Selbstkontrolle 
des Gelernten. 

Lösungshin-
weise 

Im Anhang – zum Abgleichen nach eigener Beantwortung 
der Fragen. 

FAQ Praxisall-
tag 

Im Anhang – 17 thematische Abschnitte zu typischen För-
derfragen. 

Prüfungssche-
mata 

Im Anhang – strukturierte Schemas z. B. für §§ 48, 49, 
49a VwVfG. 

Gesetzesaus-
züge 

Im Anhang – zentrale Normen im Wortlaut, kein Geset-
zesheft nötig. 
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1. Grundlagen und Begriffe
Das Verwaltungsrecht ist ein Teilbereich des öffentlichen Rechts und befasst 
sich mit der rechtlichen Organisation sowie dem Handeln der öffentlichen Ver-
waltung. Es regelt die Beziehung zwischen dem Staat und den Bürgerinnen 
und Bürgern in Fällen, in denen der Staat als Staat auftritt und anhand von 
Bescheiden (sogenannten Verwaltungsakten) hoheitliche Entscheidungen 
trifft und gegenüber den Betroffenen eine sehr starke Stellung innehat. 

Der Staat tritt aber nicht nur mit seinen hoheitlichen Aufgaben auf, sondern 
kann auch in privatrechtlicher Hinsicht tätig werden — nämlich dann, wenn die 
staatliche Behörde so handelt, wie es auch Bürgerinnen und Bürger tun: wenn 
sie zur Deckung des eigenen Bedarfs Anschaffungen tätigt, Räume mietet 
oder Arbeitsverhältnisse abschließt. In diesen Fällen hat die staatliche Stelle 
nicht mehr Rechte und Pflichten als alle anderen auch. 

Merke:  Das Verwaltungsrecht kommt immer nur dann zur Anwen-
dung, wenn die staatliche Stelle in ihrer Rolle als Staat — also als 
Träger einer hoheitlichen Entscheidungsbefugnis — handelt. 

Im Zuwendungsrecht 
Im Rahmen des Zuwendungsrechts handeln die bewilligenden Stellen häufig 
in ihrer Eigenschaft als staatliche Behörden, weshalb das Verwaltungsrecht 

staatliches 
Handeln

hoheitlich privatrechtlich

Abbildung 1 - staatliches handeln Les
epro

be
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Abbildung 2 - Beziehung Behörde oder privat 

die Grundlage für die Beziehungen zwischen der bewilligenden Behörde und 
den Zuwendungsempfangenden bildet. 

Wichtig ist an dieser Stelle allerdings darauf hinzuweisen, dass in der Praxis 
auch Stellen Zuwendungen gewähren, die selbst keine Behörden sind, aber 
aufgrund ihrer fachlichen Expertise mit der Verteilung von Fördermitteln be-
auftragt wurden.  

Diese Stellen verteilen Fördergelder zwar auf Grundlage der zuwendungs-
rechtlichen Vorschriften der §§ 23, 44 der Haushaltsordnung sowie etwaiger 
Förderrichtlinien. Das Rechtsverhältnis wird in diesen Fällen jedoch im Rah-
men eines zivilrechtlichen Vertrages nach den Regelungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB) geregelt. Im Detail wird auf diesen Punkt im Abschnitt 
zur Beleihung (Kapitel 9.7) eingegangen. 

Ob eine Stelle, die Zuwendungen verteilt, als Behörde im verwaltungsrechtli-
chen Sinne handelt oder nicht, ist für das gesamte Verfahren von ausschlag-
gebender Bedeutung. 

VwVfG regelt Bezie-
hung 

Bewilligende 
Stelle 

handelt  
als Behörde 

Zuwendungs- 
empfangende 

BGB regelt Bezie-
hung 

Bewilligende 
Stelle  

handelt 
NICHT als 
Behörde 
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